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Pflicht zur Arbeitszeiterfassung – 
für alles und jede(n)?!
von Sebastian Voitzsch, Münster

Das Bundesarbeitsgericht in Erfurt ist in den letzten Jahren häufi-
ger für eine Überraschung gut, als so manchem lieb sein dürfte. 
Zu einer dieser unliebsamen Überraschungen gehörte im letzten 
September die Entscheidung zur Arbeitszeiterfassung.
 Dabei sorgte wohl weniger die Tatsache für Überraschung, 
dass das BAG eine solche grundsätzlich für notwendig erachtet, 
sondern vielmehr, dass das Gericht zum einen davon ausging, 
dass diese Verpflichtung auch gesetzlich bereits angeordnet ist; 
zum anderen, dass diese Verpflichtung aus dem Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG) abgeleitet wurde.
 An das Arbeitszeitgesetz hat man sich inzwischen gewöhnt – 
und insbesondere auch daran, dass es zahlreiche Ausnahmen von 
seiner Geltung gibt. So sind Chefärzte und leitende Angestellte 
ebenso ausgenommen wie Leiter von öffentlichen Dienststellen 
und solche Mitarbeiter, die zu selbständigen Personalentschei-
dungen befugt sind. Auch im liturgischen Bereich der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften gibt es Ausnahmen.
 Vergleicht man diesen Ausnahmekatalog mit demjenigen des 
Arbeitsschutzgesetzes, stellt man fest, dass es dort entsprechende 
Ausnahmen nicht gibt. Vielmehr geht das Arbeitsschutzgesetz – 
nicht ganz überraschend – davon aus, dass auch Geschäftsführer, 
leitende Angestellte, Chefärzte und liturgische Mitarbeiter der 
Kirchen und Religionsgemeinschaften schutzbedürftig sind. Und 
genau diesem Schutz dient – so das BAG – die sich aus diesem 
Gesetz ergebende Verpflichtung, Arbeitszeiten aufzuzeichnen. 
 In seiner Entscheidung wies das BAG auch darauf hin, dass 
die EU-Arbeitszeitrichtlinie, welche es umzusetzen gilt, durchaus 
auch Ausnahmen zulasse. Es sei daher Aufgabe des Gesetzge-
bers, den Rahmen zu setzen und zu entscheiden, wie viel Erfas-
sung in welchen Bereichen notwendig ist.
 Inzwischen liegt der Referentenentwurf des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales vor. Angesichts der Tatsache, dass 
das BAG die Verpflichtung aus dem Arbeitsschutzgesetz zieht, 
welches einen deutlich größeren Anwendungsbereich als das 
Arbeitszeitgesetz hat, verwundert es, dass der Referentenent-
wurf dennoch ausschließlich letzteres ändern möchte, um die 
Vorgaben zur Arbeitszeiterfassung umzusetzen – zumal eine Än-
derung von § 18 ArbZG, der den Ausnahmekatalog für dessen 
Anwendungsbereich enthält, nicht geplant ist. Nach dem Arb-
SchG gilt – so das BAG – damit auch gegenüber dem Chefarzt 
die Verpflichtung, die Arbeitszeit zu erfassen. Die Regularien des 
ArbZG können dafür aber nicht herangezogen werden, weil es 
eben für Chefärzte nicht gilt.
 Der Referentenentwurf gibt sich ganz modern, indem er eine 
elektronische Erfassung der Arbeitszeiten fordert. Dies sei, so 
liest man in der Begründung, eine „zeitgemäße Form“, zudem 
ermögliche dies auch die Erfassung mit Apps auf Mobilgeräten 

etc. Erfasst werden müssen Beginn, Ende und Dauer der Ar-
beitszeit, es geht zum einen darum, die Länge der täglichen 
Arbeitszeit zu erfassen, aber auch die Einhaltung der Mindest-
ruhezeiten soll überprüft werden können.
 An dieser Stelle ist von modernen Arbeitszeitkonzepten in-
des nichts zu spüren. Die Vorgaben zu den Arbeits- und Ruhe-
zeiten des Arbeitszeitgesetzes bleiben unverändert und werden 
nicht angepasst, sodass es – unabhängig vom Tätigkeitsbereich 
– bei den starren Regelungen und Ruhezeiten bleibt. Wirklich 
flexible Arbeitszeitmodelle, die inzwischen an vielen Stellen all-
täglich sind und insbesondere auch von Mitarbeitern genutzt 
und eingefordert werden, kennt der Entwurf nicht.
 Besonders deutlich wird dies auch beim Versuch, die Ver-
trauensarbeitszeit zu regeln (§ 16 Abs. IV AbZG-E). Der eine 
oder andere mag schon Schwierigkeiten haben, die Begriffe 
„Vertrauensarbeitszeit“ und „Arbeitszeiterfassung“ zusammen 
zu bringen. Lebt doch „Vertrauen“ gerade davon , dass es eben 
keine Erfassung und Kontrolle gibt. Der ArbZG-Entwurf meint 
dazu nur, die Erfassung der Arbeitszeit könne auch durch den 
Arbeitnehmer durchgeführt werden – wenn denn sichergestellt 
sei, dass Verstöße gegen die gesetzlichen Bestimmungen zur 
Lage und Dauer der Arbeitszeit dem Arbeitgeber bekannt wer-
den. Mit anderen Worten: auch hier wird der Arbeitgeber ver-
pflichtet, die Aufzeichnungen zu kontrollieren. Mit Vertrauens-
arbeitszeit hat das aber dann nichts mehr zu tun.
 Nachdem das BAG mit einem aufsehenerregenden Urteil 
die Arbeitgeber verpflichtet hat, mehr oder minder flächende-
ckend die Arbeitszeit zu erfassen, hat der Gesetzgeber im ersten 
Entwurf die Chance vertan, den verunsicherten Arbeitgebern 
konkrete Vorgaben an die Hand zu geben, um einerseits die 
gesetzlichen Vorgaben zum Schutz der Arbeitnehmer:innen zu 
erfüllen, andererseits auf die Wünsche der Mitarbeiter:innen 
nach flexiblen Arbeitszeitmodellen eingehen zu können.

Sebastian Voitzsch ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht.  
Nach zweijähriger Tätigkeit in einer ehemaligen OLG-Kanzlei, die seine  
vorhandene Vorliebe für alle Bereiche der Prozessführung weiter verstärkt  
hat, gehört er seit 2009 zum Team der MÖNIG Wirtschaftskanzlei. Hier ver-
tritt er die Bereiche (Insolvenz-)Arbeits- und Prozessrecht. Da der beste  
Prozess, der ist, der nicht geführt werden muss, berät und vertritt er Man- 
danten auch ohne bzw. zur Vermeidung gerichtlicher Auseinandersetzungen.
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Neuerscheinung

NeuerscheinungInsolvenzen hautnah

„Wenn man etwas über die anspruchsvolle Tätigkeit 
eines Insolvenzverwalters erfahren will, hat man mit 
Prof. Dr. Mönning den denkbar besten authentischen 
Zeitzeugen, der bekanntermaßen mit herausragendem 
Fachwissen und Engagement viel bewegt hat. […] 
Die von ihm entwickelte und gelebte „Insolvenzkultur“ 
muss weiterhin aufrecht erhalten bleiben.“ 

RA Michael Mönig, FA für Insolvenzrecht

Professor Dr. Rolf-Dieter Mönning ist zugelassener Rechts-
anwalt und Professor an der Fachhochschule Aachen, vor 
allem aber ist er Insolvenzverwalter. Seit mehr als 40 Jahren 
hat er als Verwalter über 3500 Konkurse und Insolvenzen 
betreut und dabei vor allem Sanierungslösungen verfolgt, 
wenn es wirtschaftlich machbar war. 

Er hat in dieser langen Zeit mit Sachkenntnis, Erfahrung, 
Durchsetzungsvermögen und menschlichem Verständnis 
rechtlich und wirtschaftlich schwierige Sachverhalte bear-
beitet, sich mit denkbar unterschiedlichsten Charakteren 
und Persönlichkeiten beschäftigt und gewährt Ihnen mit 
dem vorliegenden Werk einen tiefen Einblick in die Praxis 
eines Insolvenzverwalters mittels sogenannter Faction- 
Prosa, einer Mischung aus Fiktion und Fakten.   

Hierfür verlässt der Verfasser sein Metier als Fachbuchautor 
und nimmt Sie in 13 Episoden mit in die Tiefen unterschied-
lichster Krisenfälle und beschreibt hautnah die mannig-
faltigen Anforderungen, die ein Verwalter zu bewältigen hat. 
In überaus lesenswerter Art und Weise begleiten Sie den 
Autor in seinem Tagesgeschäft als Verwalter von der 
erfolgreichen Schatzsuche bis zur menschlichen Tragödie.

Keine Buch-Neuerscheinung mehr verpassen? Abonnieren Sie doch gerne unseren Newsletter: shop.ruw.de/newsletter

Rolf-Dieter Mönning 

Krisenfälle
Insolvenzen hautnah

2021 | ca. 300 Seiten | Broschur | € 29,90
ISBN: 978-3-8005-1787-9

Weitere Informationen
shop.ruw.de/17879 
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